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nach Anhörung des beteiligten Fiſchereiberechtigten 
auf Grund des 8 29 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874/30. März 1880 der ſogenannte 
neue See und der zwiſchen dem Warthe⸗Deich und 
dem Warthe⸗Strom belegene Teil des ſogenannten 
Wenzel⸗See's, zwei Altarme der Warthe auf der 
Feldmark des Herrſchaftlich Morrner Vorwerks 
Wallhof, Kreis Landsberg a. W, für die Zeit vom 
1. April bis einſchließlich 30. Juni j. J. zu Laich⸗ 
ſchonrevieren erklärt. 

Dies wird unter Hinweis auf die 88 30, 
31 und 50 Abſatz 6 des erwähnten Geſetzes zur 
öffentlichen Kenntnis gebracht. 

Die Aufſicht über die Laichſchonreviere wird 
unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs dem Strom⸗ 
meiſter und Fiſchereiaufſeher Gaebert zu Zantoch 
ſowie dem Strommeiſter und Fiſchereiaufſeher Julius 
Jarius II zu Landsberg a. W. übertragen. 

Frankfurt a. O., den 14. März 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(4) Dem Strommeiſter Gaebert zu Zantoch, 
Kreis Landsberg a. W., habe ich unter Vorbehalt 
jederzeitigen Widerrufs die Fiſchereiaufſicht auf der 
Warkheſtrecke von Morrn bis zur Lorenzdorf⸗Lands⸗ 
berger Grenze übertragen. 

Frankfurt a. O., den 14. März 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(5) Dem Arzt Dr. Franck in Brieſen Nm. 
habe ich die Genehmigung zum Halten einer Haus⸗ 
apotheke erteilt. Letztere iſt nach ſtattgehabter amt⸗ 
licher Beſichtigung am 25. März eröffnet worden. 

Frankfurt a. O., den 27. März 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 
Bekanntmachung des Reichs⸗Poſtamts. 

Vom 15. April ab ſind im Verkehr mit 
Rußland (ausſchl. Finnland) Poſtanweiſungen bis 
zu 216 Mk. (100 Rubel) zuläſſig. Die Abſender 
haben bei Poſtanweiſungen nach Rußland den Be⸗ 
trag in ruſſiſcher Währung anzugeben; die Umrech⸗ 
nung in die Markwährung erfolgt bis auf weiteres 
nach den Kurſe von 100 Rubel = 216 Mk. Zu 
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Kreisarztſtelle der Kreiſe Stade und Pork S. 90. — Pfarrſtellenerledigung S. 90. — Zur Nachricht S. 90. — 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
(Y) Nachſtehende Ingenieure des Dampfkeſſel⸗ 
Ueberwachungsvereins ſind als Sachverſtändige ge⸗ 
mäß § 21 der Polizeiverordnung des Herrn Ober⸗ 
präſidenten vom 8. Juli 1901 (Amtsblatt Stück 4 
Seite 267) anerkannt. 
1. Vereins⸗Ober⸗Ingenieur Chr. Abel, Frank⸗ 
furt a. O. 
2. F. Krüger, Stellvertreter des Oberingenieurs, 
Frankfurt a. O 
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Vereins⸗Ingenieure. 


H. Fiſcher, „ " 
E. Klämbt, Stellvertreter des Oberingenieurs 
Cottbus 
12. C. v. Bock, Cottbus. 
Frankfurt a. O., den 28. März 1904. 
„Der Regierungspräſident. von Dewitz. 
2 Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben 
mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 29. v. Mis. dem 
Münſterbaukomitee in Ulm (Königreich Württemberg) 
die Erlaubnis zu erteilen geruht, Loſe zu den für 
die Vollendung des Ausbaues des Ulmer Münſters 
geplanten, von der Königlich Württembergiſchen 
Staatsregierung genehmigten zwei weiteren Lotterien, 
zu denen je 300000 Loſe a 3 Mk. ausgegeben 
werden dürfen, auch im diesſeitigen Staatsgebiete 
zu vertreiben. Die Ziehungen der beiden Lotterien, 
bei denen je 7770 Geldgewinne im Geſamtbetrage 
von 350000 Mk. zur Ausſpielung gelangen werden, 
ſollen im Mai der Jahre 1904 und 1905 ftattfinden. 
Frankfurt a. O., den 22. März 1904. 
2 Der Regierungspräfident. von Dewitz. 

„ (3) Mit Zustimmung des Herrn Miniſters 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten werden 
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Henſchel in Zicher zum Amtsvorſteher⸗Stellvertreter 
für den Amtsbezirk Icher — Batzlow. 

(8) Verſetzt find: Poſtverwalter Weidemann 
von Pförten nach Ruhla, Poſtverwalter Jahrmarkt 
von Teuplitz nach Pforten, Poſtverwalter Willner 
von Guſcht nach Teuplitz, Poſtaſſiſtent Fürſtenberg 
von Frankfurt (Oder) nach Guſcht als Poſtverwalter, 
Poſtaſſiſtent Schnell von Schopfheim nach Lands⸗ 
berg (Warthe), Poſtaſſiſtent Paul Schulz von Frank⸗ 
furt (Oder) nach Fürſtenberg (Oder), Poſtaſſiſtent 
Hellwig von Barop nach Cottbus, Poſtaſſient Goebel 
von Calau nach Frankfurt (Oder), Poſtaſſiſtent Lojak 
von Aachen nach Zielenzig, Poſtaſſiſtent Seyfarth von 
Cottbus nach Frankfurt (Oder), Ober⸗Poſtaſſiſtent 
Schulze von Senftenberg (Lauſ.) nach Cüſtrin 1. 

In den Ruheſtand tritt zum 1. Juli 1904: 
Poſtſekretär Greunus in Cüſtrin 1. 

Vermiſchtes. 

(1) Die Kretsarztſtelle der Kreiſe Stade und 
Jork (Regierungsbezirk Stade) mit dem Wohnſitz 
in Stade ſoll anderweitig beſetzt werden. Das 
Gehalt der Stelle beträgt ſe nach Maßgabe des 
Dienſtalters 1800 bis 2700 Mk. neben einer pen⸗ 
ſionsfähigen Zulage von 600 Mk., die Amtsunkoſten⸗ 
Entſchädigung 360 Mk. jährlich. 

Bewerbungsgeſuche ſind binnen 3 Wochen an 
denjenigen Herrn Regierungs⸗Präſidenten, in deſſen 
Bezirk der Bewerber ſeinen Wohnſitz hat, im Lan⸗ 
despolizeibezirk Berlin an den Herrn Polizel⸗Prä⸗ 
ſidenten in Berlin zu richten. 

Berlin, den 25. März 1904. 

Der Miniſter der geistlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗ Angelegenheiten. 

(2) Erledigt iſt die Pfarrſtelle Privat⸗Patronats 
zu Tamſel, Diözeſe Cüſtrin, durch Verſetzung des 
Pfarrers Sitzmann zum 1. April 1904. 


ſchriftlichen Mitteilungen an die Empfänger dürfen 
die Poſtanweiſungsabſchnitte nicht benutzt werden. 
Die Taxe beträgt 20 Pfg. für je 20 Mk. des 
eingezahlten Betrags. 

Telepraphiſche Poſtanweiſungen ſind im Ver⸗ 
kehr mit Rußland nicht zuläſſig. 

Im Verkehr mit Finnland tritt eine Aenderung 
nicht ein; Poſtanweiſungen nach Finnland ſind viel⸗ 
mehr nach wie vor über Malmö durch Vermittelung 
der Schwediſchen Poſtverwaltung zugelaſſen. 

Berlin W. 66, den 30. März 1904. 

Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 

Perſonal⸗Chronik. 

(1) Der Regierungs⸗Aſſeſſor Wallroth iſt dem 
Landrate des Kreiſes Landsberg a. W. zur Hilfe⸗ 
leiſtung in den landrätlichen Dienſtgeſchäften zu⸗ 
geteilt worden. 

(2) Die Zivilſupernumerare Haniſch und 
Nehls hier ſind zu Regierungsſekretären ernannt 
worden. 

(3) Der Kanzleidiätar Mangelow hier iſt zum 
Regierungs⸗Kanzliſten ernannt worden. 

(4) An Stelle des verſetzten Superintendenten 
Bartz in Reppen iſt dem Pfarrer Ließ in Drenzig 
die einſtweilige Verwaltung der Kreisſchulinſpektion 
Sternberg III übertragen worden. 

(5) Der Oberlehrer Dr. Böttcher am Gym: 
naſium in Marienwerder iſt in gleicher Eigenſchaft 
an das Gymnaſium in Kottbus berufen worden. 

(6) Dem cand. theol. Johannes Laß iſt die 
Erlaubnis zur Fortführung der Privatſchule in 
Vetſchau erteilt worden. 

(7) Im Kreiſe Königsberg Nm. ſind ernannt 
worden: der Mühlenbeſitzer Sala in Quartſchen zum 
Amtsvorſteher⸗Stellvertreter für den Amtsbezirk 
Quartſchen —Kutzdorf und der Gemeindevorſteher 


Zur Nachricht. 


Das Amtsblatt nebſt Offentlichem Anzeiger erſcheint an jedem Mittwoch. Die für das Amtsblatt 
und den Offentlichen Anzeiger beſtimmten Bekanntmachungen ſind unter der Adreſſe 


„An die Redaktion des Regierungs⸗Amtsblatts Frankfurt, Oder“ 


einzuſenden. Sie müſſen beſonders in Bezug auf Eigen⸗, ſowie Ortsnamen deutlich geſchrieben ſein und, 
wenn ſie in das nächſte Stück aufgenommen werden ſollen, ſpäteſtens Montag vormittag bei der 
Redaktion eingehen. Jeder für das Amtsblatt (uicht Anzeiger) beſtimmten Bekaunt⸗ 
machung muß eine kurze Inhaltsangabe vorgeſetzt werden. Auch werden die ſämtlichen 
Behörden erſucht, in den Requiſitionen wegen Aufnahme von Bekanntmachungen das Datum des⸗ 
jenigen Mittwochs genau anzugeben, an welchem die Inſertion erfolgen ſoll, was ganz beſonders bei 
ſolchen Bekanntmachungen notwendig iſt, welche mehrere Male veröffentlicht werden ſollen. 


— 


Redigtert im Vülreau der orig! Reglerung zu Frankfurt a. O. 
Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowitzich & Sohn in Frankfurt a. O. 


Sonderbeilage zum Amtsblatt. 


Reglement 


das 


für 


Brandenburgiſche Mädchen fürſorgeheim in Prenzlau. 


— — 


fern ſeitens des Landesdirektors nicht eine anderweite Be⸗ 
ſtimmung getroffen worden iſt. 

Die religiöſe Einwirkung auf die Zöglinge unter⸗ 
dem Anſtaltsgeiſtlichen. 

Die Bureaus, Kaſſen- und Betriebsgeſchäfte 
des Mädchenfürſorgeheims ſind bis zur anderweiten Be— 
ſtimmung des Landesdirektors, nach deſſen näheren An⸗ 
ordnungen, von der Landarmen- und Korrigenden-Anſtalt 
zu Prenzlau wahrzunehmen. 


§ 4. 


Nach Maßgabe des Etats der Anſtalt ſind die er— 
forderlichen Unterbeamten durch den Landesdirektor, die 
übrigen durch den Provinzialausſchuß nach Anhörung 
der leitenden Schweſter — anzuſtellen, Beamte in neben: 
amtlichen Stellungen, auf Probe, zur Aushilfe und zur 
Ausbildung aber durch den Landesdirektor anzunehmen. 
Tie Rechte und Pflichten ſämtlicher Anſtaltsbeamten 
werden durch das Reglement, betreffend die dienſtlichen 
Verhältniſſe der Provinzialbeamten und die vom Provinzial: 
ausſchuß erteilten Dienſtanweiſungen beſtimmt. Als obere 
Anſtaltsbeamte (8 98 Nr. 3 der Provinzialordnung) gelten 
diejenigen Beamten, welche an einer anderen Provinzial» 
anſtalt dazu zählen würden. 

Über die unter den Bedingungen des Etats zu be⸗ 
wirkende Annahme von Dienſtpflichtigen und deren Ent⸗ 
laſſung entſcheidet der Landesdirektor, ſoweit er damit nicht 
die leitende Schweſter betraut. 

Das ganze Anſtaltsperſonal iſt der vom Provinzial⸗ 
ausſchuß feſtgeſetzten Hausordnung unterworfen. 


| 


ſteht 


III. Unterhaltung der Anſtalt. 


Die Mittel zur Unterhaltung der Anſtalt werden vom 
Provinzialverbande gewährt, ſoweit die Unterhaltungskoſten 


angeliſchen Konfeſſion 


I. Beſtimmung der Anſtalt. 


Die A ۱ 2 
Fibu dient zur Aufnahme ſchulentlaſſener 
و‎ einderjähriger, welche fi) in ۰ 
diefes Hahn befinden, und, ſoweit es ohne Beeinträchtigung 
: ۱۳۵ der Anftalt angängig erſcheint, aud) 
۳۹۵۹ welche auf obrigkeitliche Anordnung in einer Er⸗ 
ziehungs⸗ oder Veſſerungsanſtalt unterzubringen ſind. 

Zöglinge, welche nicht der ev 1 
angehören, können nur in dringenden Fällen einſtweilige 


Aufnahme finden. In dieſem Falle ift die regelmäßige Teil⸗ 
nahme der Zöglinge an dem Gottesdienſte ihres Bekenntniſſes 


ſicher zu ſtellen. 

Aufgabe der Anſtalt iſt es, ihre Zöglinge zu einem 
gottesfürchtigen, ordentlichen und arbeitsſamen Lebenswandel 
zu erziehen und ſie mit den für den Geſindedienſt und zur 
ſelbſtändigen Führung eines Arbeiterhausweſens erforder⸗ 
lichen Kenntniſſen und Fertigkeiten auszurüſten. 


11. Verwaltung und Veaufſichtigung der Anſtalt. 


82. 
Die Anſtalt iſt als Provinzialanſtalt nach Vorſchriften 


der Provinzialordnung zu verwalten und zu beaufſichtigen. 


83. 
In der Anftalt find außer dem Geiſtlichen und dem 
Arzte nur weibliche Beamte tätig. 
ie geſamte Leitung der Anſtalt führt in den Grenzen 
003 vom Provinziallandtage feſtgeſetzten Etats und nach 


Maßgabe der etwa vom Landesdirektor erteilten An⸗ 
weiſungen die leitende Schweſter des Mädchen⸗ 
rſorgeheims, deren Wahl durch den Provinzial⸗ 


ausſchuß erfolgt. 


Sie iſt die Vorge 
Add 11 die ۵] 


etzte der übrigen weiblichen Be- 
flichtigen des Mädchenfürſorge⸗ 


1 


ſowie der Dienſt 


Nachfriſt bewilligt werden. In dringlichen Fällen kann 


die leitende Schweſter ohne vorherige Anweiſung des Landes⸗ 


direktors die vorläufige Aufnahme zulaſſen, wenn das 
Geſundheitsatteſt (b) beigebracht wird und, ſoweit es ſich 
nicht um Fortſetzung einer vom Landesdirektor bereits zur 
Ausführung gebrachten Fürſorgeerziehung handelt, die Koſten 
des Anſtaltsaufenthalts und der Zurücknahme für den Fall 


der Nichtgenehmigung der Aufnahme ſichergeſtellt werden. 


Von jeder Aufnahme iſt unverzüglich dem Landesdirektor 
Zeit durch den Provinziallandtag feſtgeſetzt und vom andes 1 ۳ u K 


Anzeige zu erſtatten. 
811. 

Die Aufnahme braucht die leitende Schweſter nur an 
einem Werktag in der Zeit von 8 Uhr morgens bis 6 Uhr 
abends zuzulaſſen. 

$ 12. 

Für jeden Zögling iſt bei der Aufnahme, außer im Falle 
fortgeſetzter Fürſorgeerziehung, ein Ausſtattungsgeld von 
40 Mark zu entrichten, wogegen die gleichzeitige Rückgabe 
der nicht etwa dem Zögling ſelbſt gehörigen Kleidungsſtücke, 
in denen er der Anſtalt zugeführt wird, verlangt werden kann. 


V. Behandlung der Zöglinge. 
§ 13. 

Die Behandlung der Zöglinge iſt entſprechend der 
Eigenart des Einzelnen ſo einzurichten, wie es zur Erreichung 
der Anſtaltsaufgabe (8 1 Abf 4) erforderlich erſcheint. 

Die Unterweiſung der Zöglinge hat ſich auf alle 


die eingezahlten, aber noch nicht zur Verwendung gekommenen ۳9۴ Der hangwirtſchaftlichen Zätigfeit zu erſtracken, auch 


iſt tunlichſt Gelegenheit zu Garten- und Feldarbeit zu 
gewähren. 

Außerdem iſt für Ergänzung und Feſtigung der er— 
forderlichen Elementarkenntniſſe Sorge zu tragen. 

Die näheren Beſtimmungen über die Behandlung und 
Beſchäftigung der Zöglinge werden durch die Hausordnung 
und die Dienſtanweiſungen der Beamten getroffen. 

Die Kleidung, Speiſung und Lagerung der Zög— 
linge wird durch den Anſtaltsetat geordnet. 

Kranke werden nach ärztlicher Vorſchrift, nötigenfalls 
im Lazarett, behandelt, ſoweit nicht die Überführung in 
eine beſondere Heilanſtalt vom Landesdirektor angeordnet wird. 


8 14. 
Die drei großen chriſtlichen Feſte, ſowie die Geburtstage 


des Kaiſers und der Kaiſerin ſind angemeſſen zu feiern. 


§ 15. 

Stirbt ein Zögling in der Anſtalt, ſo hat die leitende 
Schweſter dies — abgeſehen von der vorgeſchriebenen ۰ 
zeige an den Standesbeamten — unverzüglich 

dem Landesdirektor, 
bei Fürſorgezöglingen dem etwaigen Ortsarmen— 
verband des Unterſtützungswohnſitzes, 
der Behörde, auf deren Verlangen die Inter 
bringung erfolgte, 
den nächſten Angehörigen, und dem geſetzlichen 
Vertreter 


a) durch die Einnahmen aus Kapitalvermögen, ſowie 
aus dem Wirtſchafts⸗ und Arbeitsbetrieb der Anſtalt, 

b) durch die für die Unterhaltung und Erziehung der 
Zöglinge zu zahlenden Pflegegelder, 


e) durch die der Anſtalt zufallenden Geſchenke oder 


Vermächtniſſe. 
8 6. 
Die zu zahlenden Pflegegelder werden von Zeit zu 


direktor öffentlich bekannt gemacht. 
Sie betragen bis auf weiteres 30 Mark monatlich. 


87. 

Die Pflegegelder find gleich nach der Aufnahme des 
Zöglings bis zum Ablauf des Kalendervierteljahres — unter 
Einrechnung des Tages der Aufnahme — und ſodann viertel— 
jährlich im voraus an die Landeshauptkaſſe einzuzahlen. 

Im Falle der Entlaſſung oder des Ablebens eines 
Zöglings iſt von den eingezahlten Pflegegeldern derjenige 
Teil, welcher auf die Zeit nach dem Tage der Entlaſſung 
oder des Ablebens entfällt, von der Landeshauptkaſſe zurück— 
zuzahlen. 

5 8. 

Die von der Anſtalt aufgewendeten Begräbniskoſten 
ſind nach dem vom Landesdirektor öffentlich bekannt zu 
machenden Pauſchſatze — zur Zeit 20 Mark — zu berechnen 
und von den zur Zahlung Verpflichteten bezw. aus dem 
Nachlaß des Verſtorbenen einzuziehen, ſoweit ſie nicht durch 


Pflegegelder ($ 7) gedeckt werden. 
8 9. 


Geſchenke und Vermächtniſſe ſind zum Beſten der 


Anſtalt zu verwenden. 

In Ermangelung beſonderer Beſtimmungen der Geber 
werden bloße Gebrauchsgegenſtände und Geldbeträge bis 
zu 100 Mark nach dem Befinden des Landesdirektors, von 
ſonſtigen Zuwendungen aber nur die Einkünfte nach den 
Feſtſetzungen des Etats für die Anſtalt verwendet, während 
der Stammwert als Vermögen der Anſtalt erhalten bleibt. 


Barzuwendungen ſind zu dieſem Zweck in mündelſicheren 


Vermögenswerten zinstragend anzulegen. 


IV. Aufnahme der Zöglinge. 


SV. ar 
Über die Aufnahme der Zöglinge hat der Landes— 
direktor zu entſcheiden. 
An Aufnahmeſchriftſtücken ſind erforderlich: 
a) Geburtsurkunde, Tauf-, Einſegnungs- und Wieder— 
impfungsſchein, 


b) ein ärztliches Zeugnis darüber, daß der Zögling 
mit einer anſteckenden Krankheit nicht behaftet, noch 


einer ſolchen verdächtig iſt. 


Das Geſundheitsatteſt (b) muß bei der Aufnahme ab- 


(a) kann von der 


gegeben, für die übrigen Schriftſtücke 


9 18. 


Auch nach Wegfall ihrer Überwachungspflicht wird 
die Anſtalt einen gewiſſen Zuſammenhang mit ihren früheren 
Zöglingen aufrecht zu erhalten und die ſchließlichen Er⸗ 
gebniſſe ihrer Erziehungsarbeit feſtzuſtellen ſuchen. 


8 19. 
Dieſes Reglement tritt am 1. April 1904 in Kraft. 


Die Angehöri 
Stunde der Wer 
teilnehmen könne 


gen ſollen, wenn irgend tunlich, Tag und 
rdigung fo zeitig erfahren, daß fie daran 
n. 


VI. Entlaſſung und Wiederaufnahme der Zöglinge. 
§ 16. 

۳ Die Zöglinge find mit dem 

im welchem die Befugnis zu ihrer 

der Anftalt fortfällt. 

Außerdem hat die Entlaſſ 


Zeitpunkt zu entlaſſen, 
weiteren Feſthaltung in 


ung zu erfolgen, ſobald die 


Vorſtehendes Reglement iſt von dem Brandenburgiſchen 
Provinziallandtag in der Sitzung vom 24. Februar 1904 
beſchloſſen worden. 


Berlin, den 24. Februar 1904. 


Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 


L. S.) Frhr. von Manteuffel. 


( 


۳ 
N 


Annahme begründet erſcheint, daß ein Zogling ſich außer⸗ 
0 en, in der für ihn ausgewählten Dienſt⸗ 
Lade Schwe elend führen werde. Hierüber hat die 
ſcheiden, im 5 dei Fürſorgezöglingen felbftändig zu ent⸗ 
birektorz en 1 aber die Einwilligung des Landes⸗ 
Verſetzu zzuholen. Dieſer bedarf es auch, wenn die 
Mit 7 andere Anſtalt angezeigt erſcheint. 
Jziebn 5 en „ienſtherrſchaften iſt jedesmal ein Er: 
۳ ea Maßgabe der vom Landesdirektor 
| رم 15 هرن‎ Fürſorgeerziehungs⸗Formulare 


Tagb. Nr. 1971 u. ۰ 


Vorſtehendes Reglement wird auf Grund des ٩ 17 des 
Geſetzes über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 
2. Juli 1900 hierdurch genehmigt. 

Berlin, den 20. April 1904. 


Der Miniſter der geiſtlichen, 


Unterrichts- und Medizinal⸗ Der Miniſter des Innern. 
Augelegenheiten. 
Im Auftrage: Im Auftrage: 
Schwartzkopff. von Kitzing. 


(SL) 


M. d. g. A. U. III. A. 1084. 
Meise 
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Sonderbeilage zum ۰ 


Reglement 


das 


für 


Srandenburgifche Wurſchenfürſorgeheim in Strausberg. 


Seine Wahl erfolgt durch den Provinzialausſchuß. 
Der Vorſteher iſt der Vorgeſetzte der übrigen Beamten 
und der Dienſtpflichtigen des Burſchenfürſorgeheims. Über 
ſeine Vertretung befindet der Landesdirektor. 

Die Bureau-, Kaſſen⸗ und Betriebsgeſchäfte 
des Burſchenfürſorgeheims ſind — bis zur anderweiten Be⸗ 
ſtunmung des Landesdirektors — nach deſſen näheren ۶ 
ordnungen von der Landarmen- und Korrigendenanſtalt zu 
Strausberg wahrzunehmen. 


§ 4. 
Nach Maßgabe des Etats der Anſtalt find die Unter- 
beamten durch den Landesdirektor, die übrigen durch den 
Provinzialausſchuß — nach Anhörung des Vorſtehers, bei 
erziehlichen Obliegenheiten auch des Direktors der Schul⸗ 
anſtalt — anzuſtellen, Beamte in nebenamtlichen Stellungen, 
auf Probe, zur Aushilfe oder zur Ausbildung aber durch 
den Landesdirektor anzunehmen. 
Die Rechte und Pflichten ſämtlicher Anſtaltsbeamten 
werden durch das Reglement, betreffend die dienſtlichen Bers 
hältniſſe der Provinzialbeamten und die vom Provinzial⸗ 
ausſchuß erteilten Dienſtanweiſungen beſtimmt. Als obere 
Anſtaltsbeamte (§ 98 Nr. 3 der Provinzialordnung) 
gelten diejenigen Beamten, welche an einer anderen Provinzial⸗ 
anſtalt dazu zählen würden. 
Über die unter den Bedingungen des Etats zu bewirkende 
Annahme von Dienſtpflichtigen und deren Entlaſſung 
entſcheidet der Landesdirektor, ſoweit er damit nicht den 
Vorſteher betraut. ب‎ 
Das ganze Anſtaltsperſonal iſt der vom Provinzial⸗ 
ausſchuß feſtgeſetzten Hausordnung unterworfen. 


III. 


Unterhaltung der Anſtalt. 


Die Mittel zur Unterhaltung der Anſtalt werden vom 
Provinzialverbande gewährt, ſoweit die Unterhaltungskoſten 


Leitung der Anſtalt — vorbehaltlich der‏ ا ا 
berſönlichen Oberleitung des Direktors der Brandenburgiſchen‏ 


J. Beſtimmung der Anſtalt. 
8 1 


Die Anſtalt dient zur Aufnahme von Fürſorge— 


erziehungsburfchen, welche einer ſtrengen Anſtaltszucht 


bedürfen. 


Außerdem können, ſoweit es ohne Beeinträchtigung dieſes 
Hauptzwecks der Anſtalt angängig erſcheint, auch ſolche 
Burſchen Aufnahme finden, welche in einer Erziehungs— 
oder Beſſerungsanſtalt auf obrigkeitliche Anordnung 
unterzubringen ſind. 


Zöglinge, welche nicht der evangeliſchen Konfeſſion 


angehören, können nur in dringenden Fällen einſtweilige 
Aufnahme finden. In dieſem Falle iſt die regelmäßige 
Teilnahme der Zöglinge an dem Gottesdienſt ihres Be⸗ 
lenntniſſes ſicher zu ſtellen. 

Aufgabe der Anſtalt iſt es, — unter Beſchränkung 
auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Arbeiterbevölkerung — 
hie Burſchen an Zucht und Dron ung zu gewöhnen, ſowie 
geiſtig und ſittlich ſo zu kräftigen, daß ſie ſich ſpäter als 
gute Ehriſten und treue Untertanen in redlicher 
Arbeit bewähren. Dabei wird vorzugsweiſe die Unter⸗ 
bringung in ländlichen Dienſtſtellen angeſtrebt. 


II. verwaltung und Beaufſichtigung der Anſtalt. 
8 2. 


Anſtalt iſt als Provinzialanſtalt nach den Vor⸗ 
er Provinzialordnung zu verwalten und zu 


Die 


8 3. 


Die gefamte 


rovinzialſchul⸗ und Erziehungsanſtalt zu Strausberg auf 


oem Gebiete — führt in den Grenzen des vom 
Provinziallandtage feſtgeſetzten Etats und nach Maßgabe 
er etwa von dem Landesdirektor erteilten Anweiſungen der 


ſchriften d 
beaufſichtigen. 


erziehlichem 


| 
| 
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In dringlichen Fällen kann der Vorſteher ohne 
vorherige Anweiſung des Landesdirektors die vorläufige 
Aufnahme zulaſſen, wenn das Geſundheitsatteſt (b) bei⸗ 
gebracht wird und, ſoweit es ſich nicht um Fortſetzung einer 
vom Landesdirektor bereits zur Ausführung gebrachten 
Fürſorgeerziehung handelt, die Koſten des Anſtaltsaufenthalts 
und der Zurücknahme für den Fall der Nichtgenehmigung 
der Aufnahme ſichergeſtellt werden. 

Die Übernahme von Fürſorgezöglingen aus dem 
Lehrlingheim der Schulanſtalt kann der Vorſteher im 
Einvernehmen mit dem Direktor dieſer Anſtalt jederzeit ohne 
weiteres eintreten laſſen. 

Von jeder Aufnahme iſt unverzüglich dem Landes⸗ 
direktor Anzeige zu erſtatten. 

§ 11. 

Die Aufnahme braucht der Vorſteher nur an einem 
Werktag in der Zeit von 8 Uhr morgens bis 6 Uhr 
abends zuzulaſſen. 

812. 

Für jeden Burſchen iſt bei der Aufnahme, außer im 
Falle fortgeſetzter Fürſorgeerziehung ein Ausſtattungs 
geld von 40 Mark zu entrichten, wogegen die gleichzeitige 
Rückgabe der nicht etwa dem Burſchen ſelbſt gehörigen 
Kleidungsſtücke, in denen er der Antal zugeführt wird, 
verlangt werden kann. 

V. Behandlung der Zöglinge. 
§ 13. 
Die Behandlung der Burſchen iſt entſprechend der 


Eigenart des einzelnen ſo einzurichten, wie es zur Erreichung 


der Anſtaltsaufgabe (§ 1, Abſ. 4) erforderlich erſcheint. 

Die Beſchäftigung ſoll bei entſprechendem erziehlichen 
Wert die Körperkraft der Burſchen ausreichend in Anſpruch 
nehmen und ihnen die nötige Geſchicklichkeit zur Inſtand 
haltung der eigenen Gebrauchsgegenſtände verſchaffen. 
Sie iſt vorzugsweiſe auf landwirtſchaftliche Arbeit zu erſtrecken. 

Außerdem iſt für Ergänzung und Feſtigung der er 


forderlichen Elementarkenntniſſe Sorge zu tragen. N 


agerung der 


Die näheren Beſtimmungen über die Behandlung und 


Beſchäftigung der Zöglinge werden durch die Hausordnung 
und die Dien ſtanweiſungen der Beamten getroffen. 
Die Kleidung, Speiſung und 
Zöglinge wird durch den Anſtaltsetat geordnet. 
Kranke werden nach ärztlicher Vorſchrift, nötigenfalls 
im Lazarett, behandelt, ſoweit nicht die Überführung in 
eine beſondere Heilanſtalt vom Landesdirektor angeordnet wird. 


8 14. 

Die drei großen chriſtlichen Feſte, ſowie Kaiſers- 

Geburtstag und Sedan ſind angemeſſen zu feiern. 
$15. 


Stirbt ein Zögling in der Anftalt, fo hat der اما‎ 
vorſteher dies — abgeſehen von der vorgeſchriebenen Anzeige 
an den Standesbeamten unverzüglich 


۱ 


a) durch die Einnahmen aus Kapitalvermögen, ſowie 

aus dem Wirtſchafts⸗ und Arbeitsbetrieb der Anſtalt, 

b) durch die für die Unterhaltung und Erziehung der 

Zöglinge zu zahlenden Pflegegelder, 
c) durch die der Anſtalt zufallenden Geſchenke oder 
Vermächtniſſe. 
$ 6. 

Die zu zahlenden Pflegegelder werden von Zeit zu 
Zeit durch den Provinziallandtag feſtgeſetzt und vom Landes⸗ 
direktor öffentlich bekannt gemacht. 

Sie betragen bis auf weiteres 30 Mark monatlich. 

8 


§ 7. 

Die Pflegegelder ſind gleich nach der Aufnahme des 
Zöglings bis zum Ablauf des Kalendervierteljahrs — unter 
Einrechnung des Tages der Aufnahme und ſodann 
vierteljährlich im vorans an die Landeshauptkaſſe Cin 
zuzahlen. 

Im Falle der Entlaſſung oder des Ablebens eines 
Zöglings iſt von den eingezahlten Pflegegeldern derjenige 
Teil, welcher auf die Zeit nach dem Tage der Entlaſſung 
oder des Ablebens entfällt, von der Landeshauptkaſſe zurück— 
zuzahlen. 

88. 

Die von der Anſtalt aufgewendeten Begräbniskoſten 
ſind nach dem vom Landesdirektor öffentlich bekannt zu 
machenden Pauſchſatze zur Zeit 20 Mark zu be⸗ 
rechnen und von den zur Zahlung Verpflichteten, bezw. 


aus dem Nachlaß des Verſtorbenen einzuziehen, ſoweit ſie 
nicht durch die eingezahlten, aber nicht zur Verwendung 


gekommenen Pflegegelder ($ 7) gedeckt werden. 
§ 9. 

Geſchenke und Vermächtniſſe ſind zum Beſten 
der Anſtalt zu verwenden. In Ermangelung beſonderer 
Beſtimmungen der Geber werden bloße Gebrauchs— 
gegenſtände und Geldbeträge bis zu 100 Mark nach dem 
Befinden des Landesdirektors, von ſonſtigen Zuwendungen 


aber nur die Einkünfte nach den Feſtſetzungen des Etats 
für die Anſtalt verwendet, während der Stammwert als 


Vermögen der Anſtalt erhalten bleibt. Barzuwendungen 


ſind zu dieſem Zwecke in mündelſicheren Vermögenswerten 


zinstragend anzulegen. 


IV. Aufnahme der Zöglinge. 


$ 10. 

Die Aufnahme erfolgt auf Anordnung des Landes- 
direktors, bezw. unmittelbar auf Grund der Überweiſung 
zur Nachhaft. 

An Aufnahmeſchriftſtücken ſind erforderlich: 


a) Geburtsurkunde, Tauf-, Einſegnungs⸗ und Wieder⸗ 


impfungsſchein, 

p) ein ärztliches Zeugnis darüber, daß der Burſche 
mit einer anſteckenden Krankheit nicht behaftet, noch 
einer ſolchen verdächtig iſt. 

Das Geſundheitsatteſt (b) muß bei der Aufnahme ab- 

gegeben, für Die übrigen Schriftſtücke (a) kann vom Vorſteher 


LD nen 


m 


Außergewöhnliche Vorkommniſſe hat der ۶ 
ſteher gone zu unterſuchen und ſofort dem Landes⸗ 
irektor anzuzeigen. ＋. 
5 Bei ea gen aus der Anſtalt oder der Arbeits- 
{telle muß er ungeſäumt die zur Verfolgung und Wieder⸗ 
ergreifung nötigen Maßnahmen treffen. 


8 18. 

Auch nach Wegfall ihrer Überwachungspflicht wird die 
Anſtalt einen gewiſſen Zuſammenhang mit ihren früheren 
Zöglingen aufrecht zu erhalten und die ſchließlichen Ergeb: 
niſſe ihrer Erziehungsarbeit feſtzuſtellen ſuchen. 

8 19. 
Dieſes Reglement tritt am 1. April 1904 in Kraft. 


Vorſtehendes Reglement iſt von dem Brandenburgiſchen 
| robin iallandtag in der Sitzung vom 24. Februar 1904 
beſchloſſen worden. 


Berlin, den 24. Februar 1904. 


Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 


(L. S.) Frhr. von Manteuffel. 
Tagb. Nr. 1971 a. D. 
— سس‎ 


Vorſtehendes Reglement wird auf Grund des 8 17 des 
Geſetzes über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 
2. Juli 1900 hierdurch genehmigt. 


Berlin, den 20. April 1904. 


Der Miniſter der geiſtlichen, 


Unterrichts- und Medizinal- der Miniſter des ۰ 


Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Im Auftrage: 
Schwartzkopff. von Kitzing. 
(IS) 


M. d. g. A. U. III. A. 1084. 


| 1 ſtetem Zuſammen hang 
mit der Anſtalt gehalten, fortlaufend in ſachgemäßer Weiſe 


M. d. J. S. 1221. 


bei Fürſorgezöglingen dem etwaigen Ortsarmen— 
verbande des Unterſtützungswohnſitzes, 
der Behörde, auf deren Verlangen die Unter⸗ 
bringung erfolgte (8 1, Abſ. 2), 
den nächſten Angehörigen und dem geſetzlichen 
Vertreter 
anzuzeigen. 
Die Angehörigen ſollen, wenn irgend tunlich, Tag und 
Stunde der Beerdigung ſo zeitig erfahren, daß ſie daran 
teilnehmen können. 


VI. Entlaſſung und Wiederaufnahme der Zöglinge. 
8 16. 

Die Burſchen ſind mit dem 
welchem die Bef 
Anſtalt fortfällt. 

Außerdem hat die Entlaſſung zu erfolgen, ſobald die 
Annahme begründet erſcheint, daß ein Zögling ſich außer⸗ 
halb der Anſtalt in der für ihn ausgewählten Arbeits— 
telle zufriedenſtellend führen werde. Hierüber hat der 
Vorſteher bei Fürſorgezöglingen ſelbſtändig zu entſcheiden, 
im übrigen aber die Einwilligung des Landesdirektors ein— 
zuholen. 

Dieſer bedarf es auch, wenn der Vorſteher die Ver⸗ 
ſetzung in eine andere Anſtalt für zweckmäßig erachtet, 
abgeſehen vom Lehrlingheim der Schulanſtalt, in das er 
eine Fürſorgezöglinge jederzeit ohne weiteres im Einver⸗ 
nehmen mit dem Direktor dieſer Anſtalt verſetzen kann. 

Mit den Arbeitgebern iſt jedesmal ein Erziehungs: 
vertrag nach Maßgabe der vom Landesdirektor allgemein 
hierfür erteilten Fürſorgeerziehungsformulare abzuſchließen 
und für gewiſſenhafte Erfüllung des Vertrages in allen 
ſeinen Teilen Due zu tragen. 

Bei der Ent aſſung werden den Burſchen die note 
wendigen Ausſtattungsſtücke mitgegeben. 


Jede Entlaſſung iſt unverzüglich dem Landesdirektor 
anzuzeigen. 


Zeitpunkt zu entlaſſen, an 
ugnis zu ihrer weiteren Feſthaltung in der 


§ 17. 

Solange die Zurücknahme in die Anftalt erfolgen darf, 
müſſen die entlaſſenen Burſchen in 
überwacht und nötigenfalls von dem Vorſteher — unter 
ſofortiger Benachrichtigung des Landesdirektors — ſchleunigſt 


in die Anſtalt zurückgenommen oder anderweitig untergebracht 
werden. 


